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Anlage II - Textfestsetzungen zum Bebauungsplan "Sondergebiet Kultur- und Natur-
schutzzentrum" der Stadt Montabaur   
 
- Die Textfestsetzungen werden nach Vorlage der neuen Gutachten überarbeitet und 
ggf. angepasst -  
 
I. Bauplanungsrechtliche Bestimmungen  
 
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 I Nr. 1 BauGB i. d. F. der Bekanntmachung vom 3. November 

2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)  ) 
  
1.1 Für das Plangebiet wird ein SO = Sondergebiet Kultur- und Naturschutzzent-
rum/Naturerfahrung im Sinne des § 11 II BauNVO festgesetzt. 
 
Das Sondergebiet dient dem Nebeneinander eines Ausstellungszentrums für regionale und 
internationale Kunst und Kultur und der Umsetzung eines dem Natur- und Artenschutz die-
nenden Pflege- und Entwicklungskonzeptes mit ergänzenden Angeboten zur Naturerfahrung. 
 
Zulässig sind   
 
1.1.1 die Umnutzung bestehender Gebäude (Bunker auf der deutschen Seite – siehe  

Planeintrag) zu Ausstellungs-, Präsentations-, Vortrags- und Veranstaltungsräumen, 
 
1.1.2 die Umnutzung folgender bestehender Gebäude (die Ziffern beziehen sich auf die Ein-

tragungen in der Planzeichnung):  
 

 1 und 2 – bisher: Alarmhäuschen und Transformatorenstation zum: Infopoint Natur-
schutz, 

 3 – bisher: Werkstatt zur: Werkstatt mit Toilette und Dusche, die sowohl dem Kunst-
betrieb als auch Naturschutzzwecken dient, 

 4 - bisher: bestehendes Gebäudes zu:  einer nur im Zusammenhang mit dem Art- 
und Design - Center zu betreibenden unselbstständigen Schank- und Speisewirt-
schaft (Cafe) mit der Möglichkeit eines Küchen- und Toilettenanbaus, 

 5 – bisher: Eingangsgebäude mit versiegelten Flächen zu: einem Besucherzentrum   

mit Ausstellungs-und Büroräumen sowie Toilette. 

 Bunker II und III (Bunker auf der amerikanischen Seite – siehe Planeintrag) dürfen 
ausschließlich als Lager oder vergleichbare Nutzungen mit einem nur geringen und 
sporadischen Ziel- und Quellverkehr oder als Forstbetriebshof genutzt werden. 

 
1.1.3 Zulässig ist die die teilweise Umnutzung der bestehenden Gebäude 4 und 5 zu im 

unmittelbaren Sachzusammenhang mit dem Nutzungszweck des Sondergebiets Art 
und Design – Center/Naturerfahrung stehenden unselbstständigen Verwaltungs- und 
Ladeneinheiten, wobei eine Verkaufsfläche von maximal 50 m² für untergeordnete 
Einzelhandelsfunktionen wie Kiosk (Getränke, Süßigkeiten, Eis, Imbisswaren usw., 
und/oder Shop (Kataloge, Andenken, Dokumentationen, Postkarten, Datenträger 
usw.)  nicht überschritten werden darf.  

 
     Weitere sonstige Nutzungen, insbesondere Einzelhandel, sind ausgeschlossen. 

 
1.1.4  Die Durchführung von maximal 15 nicht im unmittelbaren Zusammenhang mit dem 

eigentlichen Nutzungszweck stehenden Tages- und Abendveranstaltungen pro Jahr, 
z.B. private Feierlichkeiten, Frühschoppen o.ä. , die ab 22.00 Uhr ausschließlich in 
geschlossenen Räumen zulässig sind, 
.  
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1.1.5 Die temporäre oder dauerhafte Installation eines Skulpturen- und Objektparks  - ohne 
Beleuchtung - auf den vorhandenen inneren Erschließungsstraßen/befestigten Flä-
chen des Sondergebietes. 

 
1.1.6 Die Herstellung von oberirdischen Stellplätzen für Beschäftige und behinderte Besu-

cher mit entsprechender Parkberechtigung im Bereich der bisherigen Erschließungs-
straßen des Sondergebietes.   

 
1.2 Die vorgenannten Nutzungen sind nur in der Zeit vom 01.04. – 31.10. eines jeden 

Jahres zulässig. 
 

Darüber hinaus wird in einem deutlich untergeordneten Umfang (maximal 1 Nutzfahr-
zeug/LKW-An/Abfahrt pro Woche) ausschließlich eine ganzjährige Nutzung der gro-
ßen Bunker (II und III) für Lagerzwecke oder den Forstbetriebshof gestattet. 

 
1.3 Ab 20.00 Uhr, wird ausschließlich eine Nutzung der nordöstlichen – früher deutschen  

Seite, siehe Planeintrag zugelassen, wobei ab 22.00 Uhr Veranstaltungen nur noch in 
geschlossenen Räumen stattfinden dürfen, um mögliche Lärmbelästigungen zu mini-
mieren.  

 
 Ein Befahren des Bebauungsplangebietes nach 20.00 Uhr ist nicht zulässig. 

 
1.4 Eine Inanspruchnahme der übrigen Flächen – außer zu Naturschutzzwecken wie 

Themenführungen, wissenschaftlichen Untersuchungen o.ä. – ist ausgeschlossen. 
 
1.5 Alle übrigen, in der Planzeichnung nicht besonders gekennzeichneten, Flächen    

dienen ausschließlich der Entwicklung von Natur und Landschaft – vgl. Ziffer III -. Die 
Flächen sind von der Bebauung freizuhalten; Nebenanlagen gemäß § 14 BauNVO 
sind unzulässig. 

 
Dort, im Bereich der Pflegeflächen und in der direkten Umgebung der Bunker, die für 
den Natur- und Artenschutz hergerichtet wurden, sind keine Veranstaltungen zuläs-
sig. Das Zelten auf dem gesamten Gelände ist nicht zulässig. 
 

1.6  Nicht zulässig sind insbesondere: 
 

- Traktortreffen, Halloween/Techno-Partys oder vergleichbare Veranstaltungen, 

− Rockkonzerte  
− Sportveranstaltungen mit Ausnahme „stiller“ Sportarten wie Schach, Bogenschie-
ßen, fernöstlicher Kampfsport, Yoga o. ä.)  

Einsatz von Motorsägen o.ä. anlässlich von Veranstaltungen bzw. deren Vorberei-
tung mit Ausnahme von künstlerischen Events bei denen Skulpturen usw. bild-
hauerisch mit Motorsägen usw. gestaltet werden 

Jahrmärkte und vergleichbare Veranstaltungen 
 

2. Maß der baulichen Nutzung ( § 9 I Nr. 1 und 2 BauGB i.V.m. §§ 16 - 23 BauNVO i. d. F. 

der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) ) 

 
2.1 Überbaubare Flächen – Grund- und Geschossflächen  
 
Die überbaubaren  Flächen und damit die zulässigen Grund- und Geschossflächen werden 
auf die in der Planzeichnung – Ziffern 1 – 5 bzw. II - III – dargestellten überbaubaren Flächen 
(Ziffer 4 - 140 m²/Ziffer 5 - 220 m²) festgesetzt.  
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Alle übrigen Baufenster umfassen den bereits vorhandenen Gebäude/-Bunkerbestand und 
dürfen vollständig bebaut werden. Die Gebäudegrundrisse entsprechen insoweit verbindlich 
festgesetzten Baufenstern.  
 
Darüber hinaus gehende Erweiterungen sind nur ausnahmsweise in bisher bereits versiegel-
ten Bereiche – Bunkervorplätze, Lagerstraßen usw. – im Rahmen der – analog anzuwen-
denden – Regelung des § 23 III BauNVO – „ein Vortreten von Gebäudeteilen in geringfügi-
gem Ausmaß kann zugelassen werden“ statthaft.  
 
Eine bauliche und sonstige Inanspruchnahme der übrigen Flächen – außer im Rahmen der 
festgesetzten Pflege- und Erhaltungsmaßnahmen sowie naturkundlichen Führungen – ist 
nicht zulässig.  
 
2.2 Höhe der baulichen Anlagen 
  
Die Firsthöhe der Gebäude 4 und 5 wird auf 8 m, gemessen ab dem tiefsten Punkt des na-
türlichen Geländes am jeweiligen Gebäude - Schnittpunkt Außenwand - Urgelände - festge-
legt. Von der maximal zulässigen Firsthöhe kann abgewichen werden, wenn ein Anbau an 
den vorhandenen Bestand angepasst werden soll.  
 
Für die verbleibenden Bestandsgebäude/Bunker werden keine bestandsüberschreitenden 
Anhebungen der Firsthöhe zugelassen.  
  
3. Bauweise ( § 9 I Nr. 2 BauGB i.V.m. § 22 BauNVO ) 
  
Für den gesamten Planbereich wird eine offene Bauweise mit Einzelhäusern vorgesehen. 
 
II. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen  § 9 IV BauGB i.V.m. § 88 LBauO -  
  
1. Dachform und Dachneigung 
  
Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind alle Dachformen und Dachneigungen bis 
maximal 48° zulässig. Von der maximal zulässigen Dachneigung kann abgewichen werden, 
wenn ein Anbau an den vorhandenen Bestand angepasst werden soll. 
 
2. Stellplätze 
  
Stellplätze sind nur im Bereich der vorhandenen Lagerstraßen des Sondergebietes - vgl. 
Ziffer 1.1.6 - bzw. dem Aufweitungsbereich vor der Toranlage und dem Zufahrtsweg zuläs-
sig, wobei das Parken so organisiert werden muss, dass ausreichend breite Gassen frei 
bleiben, damit der Forstbetrieb störungsfrei arbeiten, an- und abfahren usw. kann.  Garagen 
und Carports sind unzulässig.  
 
III. Landespflegerische Regelungen - § 9 I Nr. 20 und 25 BauGB – Flächen für Maß-
nahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft statt 
Schutzgebiete und Schutzobjekte 
  
1. Maßnahmen mit hoher Priorität  
 
- A 1 und A 2 - Entfernung aller bzw. selektiv von 60 – 70% der Gehölze auf den gekenn-
zeichneten Flächen (S), 
- A 3 - Beweidung der nördlichen Magerwiese bzw. der Heidefläche (S), 
- A 4 – Beweidung der äußeren Wiese (S), 
- A 5 – Nutzungsverzicht – Buchen – Altholzbestand (S), 
- A 6 – Instandsetzung äußerer Zaun und Installation von Kleintierdurchlässen (B). 
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2. Maßnahmen von mittlerer Priorität  
 
- B 1 – Fällung der Fichten auf den Bunkern (B),  
- B 2 – Entbuschung und Mähen des Bunkerumfeldes (B), 
- B 3 – Anlage von Totholzhaufen (S),  
- B 4 – Bunkerumgestaltung für Fledermäuse und Säugetiere (B), 
- B 5 – Freilegung und Renaturierung Stillgewässer (S). 
 
3. Maßnahmen von niedriger Priorität  
 
- C 1 – Abschnittsweises auf Stock setzen der Wegerandstreifen (S), 
- C 2 – Mähen der Wegerandstreifen (B), 
- C 3 – Abbau der inneren Zaunanlage (K) 
- C 4 – Vergrämung Reh- und Rotwild (B).1 
 
4. Der Maßnahmenplan wird Bestandteil der Satzung.  
 
IV. Hinweise  
 
1. Landesamt für Geologie und Bergbau  
 
Die Anforderungen der DIN 1054, DIN 4020 und DIN 4124 an den Baugrund sind zu beach-
ten. Baugrunduntersuchungen vor Baubeginn werden empfohlen. Bei allen Bodenarbeiten 
sind die Vorgaben der DIN 19731 und der DIN 18915 zu beachten.  
 
2. Landesbetrieb Mobilität Diez  
 
Im Zuge der Umsetzung des Vorhabens ist beim Landesbetrieb Mobilität ein Antrag auf Son-
dernutzung (Einmündungsbereich Erschließungsweg / L 327) zu stellen.  
 
3. SGD Nord- Regionalstelle Wasserwirtschaft –  / Untere Wasserbehörde der Kreis-
verwaltung des Westerwaldkreises  
 
3.1 Sollte eine Einleitung von Oberflächenwasser in das im Eingangsbereich des Ausstel-
lungsgeländes entspringenden namenlosen Seitengewässers zum Biebrichsbach vorgese-
hen werden, ist eine Drosselung der anfallenden Wassermenge zur Vermeidung von Erosio-
nen erforderlich. 
 
Diese Planung sowie das gesamte Entwässerungskonzept ist vorab mit den Fachbehörden – 
SGD Nord, Kreisverwaltung des Westerwaldkreises – abzustimmen.  
 
3.2 Der gesamte Planbereich liegt in der Schutzzone III des Wasserschutzgebietes „Monta-
baurer Höhe“, welches mit Rechtsverordnung vom 25.11.1988 – Az.: 56-61-43-4/82 -, neu 
abgegrenzt im März 2007, festgesetzt wurde. Der Verbotskatalog der Rechtsverordnung in 
der jeweils geltenden Fassung bzw. des DVGW - Arbeitsblattes W 101 ist zwingend zu be-
achten.   
 
3.3 Für den Rückbau des Oberflächenwasserkanalsystems und des verrohrten Bachlaufs ist 
ein Wasserrechtsverfahren gemäß § 31 WHG erforderlich.  
 
3.4 Die vorhandene abflusslose Abwassergrube kann verwendet werden, wobei die Dichtig-
keit gemäß DIN 4261 nachzuweisen ist. Bei der Kanalisation sind besondere Anforderungen 

                                                 
1S = Vorhabenträger Stadt Montabaur  
B  = Vorhabenträger Verein B05 
K  = Vorhabenträger Westerwaldkreis 
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an die Dichtheit zustellen und eine Überprüfung in den Zeitabständen gemäß ATV-A 142, 
ATV-H 146 einzuhalten.  
 
Sollten außer der bestehenden WC – Anlage im Eingangsgebäude weitere Sanitärräume, 
Küchen o.ä. mit Schmutzwasseranfall errichtet werden, ist im Rahmen des dafür notwendi-
gen Baugenehmigungsverfahrens in Abstimmung mit den Wasserbehörden – SGD Nord – 
Regionalstelle Wasserwirtschaft – und den Verbandsgemeindewerken Montabaur ein Ent-
wässerungs- bzw. Leitungsplan zu erstellen und die Dichtigkeit der Grundstücksentwässe-
rungsanlagen (Leitungen) nachzuweisen, um die Sicherung der Erschließung zu gewährleis-
ten.  
 
4. Kreisverwaltung des Westerwaldkreises – Brandschutz  
 
Zur Löschwasserversorgung muss eine ausreichende Löschwassermenge zur Verfügung 
stehen. Die Löschwassermenge ist nach dem Arbeitsblatt W 405 des DVGW – Regelwerkes 
zu bestimmen und beträgt für die geplante bauliche Nutzung mindestens 1.600 l/min (96 
m³/h) über einen Zeitraum von 2 Stunden.  
 
5. Verbandsgemeindewerke Montabaur  
 
5.1 Wasserversorgung  
 
Bisher sind nur die Gebäude 4 (Cafe) und 5 (ehemaliges Wachgebäude) an die öffentliche 
Wasserversorgung angeschlossen. Sollten weitere Flächen/Gebäude mittel- oder unmittelbar 
an die Wasserversorgung angeschlossen werden, ist mit der Erhebung eines Baukostenzu-
schusses zu rechnen. 
 
Der unmittelbare oder mittelbare Anschluss weiterer Flächen/Gebäude an die öffentliche 
Wasserversorgung muss den Verbandsgemeindewerken Montabaur vor Beginn der Maß-
nahme angezeigt werden.  
 
5.2 Abwasserbeseitigung  
 
Sollten außer der bestehenden WC – Anlage im Eingangsgebäude weitere Sanitärräume, 
Küchen o.ä. mit Schmutzwasseranfall in Betrieb genommen werden, sind die Schmutzwäs-
ser der vorhandenen geschlossenen Grube zuzuführen. Es muss damit gerechnet werden, 
dass vorab ein Entwässerungs- bzw. Leitungsplan vorzulegen, mit Verbandsgemeindewer-
ken abzustimmen und die Dichtigkeit der Grundstücksentwässerungsanlagen (Leitungen) 
nachzuweisen ist. 
 
6. Kreisverwaltung des Westerwaldkreises – Untere Naturschutzbehörde –  
 
Vor einer Bau-, Sanierungs- oder Abrissmaßnahme an vorhandenen baulichen Anlagen im 
Sinne der Landesbauordnung, bei denen erwartet werden kann, dass sie als Fortpflanzungs- 
oder Ruhestätten im Sinne des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG für besonders geschützte Arten 
dienen, ist die Anlage auf das Vorkommen dieser besonders geschützter Arten zu untersu-
chen. Das Ergebnis ist der unteren Naturschutzbehörde rechtzeitig vor Beginn der Maßnah-
me mitzuteilen. Werden Vorkommen festgestellt, ist auch ein Plan zum Erhalt oder Ersatz 
der Lebensstätte oder zur Umsiedlung der Tiere vorzulegen - § 24 III LNatschG RLP – 
 
7. Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchäologie, Außenstelle Kob-
lenz 
 
Die Landesarchäologie weist daraufhin, dass sich im Plangebiet (Ostspitze/Parkplatz) eine 
frühgeschichtliche Fundstelle befindet. Im Plangebiet ist es daher nicht ausgeschlossen, 
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dass weitere archäologische Funde und Befunde vorhanden sind. Der Planbereich wurde 
daher als archäologische Verdachtsfläche eingestuft. Dementsprechend können bei Boden-
eingriffen bisher unbekannte archäologische Denkmäler zu Tage treten, dir vor ihrer Zerstö-
rung durch die Baumaßnahmen fachgerecht untersucht werden müssen.  
 
Der Vorhabenträger/Bauherr wird daher auf die Anzeige-, Erhaltungs- und Ablieferungspflicht 
- §§ 16 – 21 DSchG RLP – hingewiesen. Der Baubeginn ist mindestens 2 Wochen vorher 
per Email über landesarchäologie-koblenz@gdke.rlp.de oder telephonisch unter 
0261/66753000 anzuzeigen. Weiterhin hat der Vorhabenträger/Bauherr die örtlich eingesetz-
ten Firmen darüber zu informieren, dass ungenehmigte sowie unangemeldete Erd-, und 
Bauarbeiten in Bereichen, in denen archäologische Denkmäler vermutet werden, nach § 33 
Abs. 1 Nr. 13 DSchG RLP ordnungswidrig sind und mit Geldbußen von bis zu 125.000,- € 
geahndet werden können - § 33 Abs. 2 DSchG RLP -. 
 
 

mailto:landesarchäologie-koblenz@gdke.rlp.de

